Schriftliches Interview von Dr. Yvonne Schmidt für die Februar 2006 Ausgabe der Zeitung „law @ graz“. Die Fragen wurden von Elisabeth Wabl gestellt:

Sie haben lange in Jerusalem studiert und gelebt. Wie stellt sich der Alltag zwischen PalästinenserInnen und Israelis dar?

Israel geht durch eine eskalierende Dauerkrise, wobei Gewaltanwendung, Armut und Korruption erschreckende Ausmaße erreichen - die Rechtsradikalen spielen hier eine große Rolle. Trotz Oslo-Abkommen in den 90iger Jahren und unilateralen Rückzuges aus dem Gazastreifen im August 2005 dauern Menschenrechtsverletzungen,
 seitens Israels unvermindert an. Die militärische Besatzung hat de-facto nie aufgehört, da Israel über die Oberhoheit der äußersten Grenzen und des Luftraums verfügt. Der Gazastreifen wurde daher von einer israelischen Menschenrechtsorganisation auch als „großes Gefängnis“ bezeichnet.
 Der Zustrom zu islamischen Gruppierungen – z.B. HAMAS – wird weitergehen, solange die Palästinenser keine Verbesserung ihrer dramatischen Situation erfahren. Angeblich um Terroranschläge von Palästinensern verhindern zu müssen, werden – entgegen der Bestimmungen des humanitären Völkerrechts - tagtäglich Kollektivstrafmassnahmen verhängt. Israel argumentiert, dass die Erhöhung des Drucks auf die palästinensische Zivilbevölkerung dazu führen werde, dass diese den Druck an die Militanten weitergebe, und so die Terroranschläge gestoppt werden könnten. Doch selbst israelische Generäle geben zu, dass diese Logik nicht funktioniert. Gleichzeitig baut Israel tagtäglich die Siedlungen in der Westbank und speziell in Jerusalem aus. Die teils 8 Meter hohe und bis zu 100 Meter breite Maueranlage mit Elektrozaun und Wachtürmen, an der seit Juni 2002 gebaut wird, führt zur weiteren Vernichtung der Existenzgrundlage der Palästinenser.
 

Worin sehen Sie in der Vergangenheit die größten Fehler im Friedensprozess zwischen Israel und Palästina?

Der größte Fehler liegt in der Tatsache, dass die beiden Parteien auf Grund der militärischen und wirtschaftlichen Kooperation
 zwischen den USA und Israel ungleich stark sind. Dieser Zustand ermöglicht es, dass die stärkere Partei (Israel) der schwächeren Partei (Palästinenser) stets die Bedingungen aufzwingen kann. 

Welche Lösung kann es zwischen Palästina und Israel geben? 

Sofortiger Stopp des Mauerbaus und weiterer Siedlungen. Verbesserung der ökonomischen Situation der Palästinenser – denn Armut fördert Radikalisierung und Terror. Obwohl Boykott und Sanktionen gegen Israel von vielen jüdischen, israelischen, palästinensischen, amerikanischen und europäischen Gruppierungen, Wissenschaftern und Parteien
 gefordert werden,
 halte ich das für nicht sinnvoll. Die bereits stark verbreitete Armut würde bei weiterer Schwächung der israelischen Ökonomie ebenfalls die Radikalisierung vorantreiben. Beide Seiten müssen sich wirtschaftlich und sozial weiterentwickeln können. Sinnvoller ist es, den Kontakt zwischen der israelischen und palästinensischen Zivilgesellschaft zu fördern. Zum Nahost-Konflikt sollte es vermehrt öffentliche Informationsveranstaltungen an Universitäten geben, wobei die nicht geringe Zahl israelischer Soldaten, die sich dem Militärdienst in den besetzten Gebieten widersetzen, in wahrnehmbarer Weise zu Wort kommen sollten.
 Insbesondere muss ein Umdenken innerhalb der internationalen Gemeinschaft einsetzen. Statt Waffen und Geld für Aufrüstung zur Verfügung zu stellen, sollte Geld für den Abbau von Siedlungen und deren Neuerrichtung im israelischen Kernland gegeben werden. 

Welche Möglichkeiten gibt es, palästinensische Studierende vor Ort und in Österreich zu unterstützen?

Kooperationen mit palästinensischen Universitäten/Bildungseinrichtungen sollten aufgebaut werden. EU-Projekte unter Einbindung sämtlicher Fakultäten der Universität sollten ebenfalls intensiv in Angriff genommen werden.
. Studierende in Österreich sollten verstärkt – etwa durch Geld aus dem Ende 2005 errichteten Zukunftsfonds
 - gefördert werden.

� Alleine von September 2000 bis 2004 hat Israel über 4.100 Häuser zerstört, wodurch rund 23.900 Palästinenser - davon 17.000 Kinder (!) - obdachlos wurden. Siehe B’Tselem, Video on House Demolitions: � HYPERLINK "http://www.btselem.org/English/Video/200412_House_Demolitions.asp" ��http://www.btselem.org/English/Video/200412_House_Demolitions.asp�


� One Big Prison: Freedom of Movement to and from the Gaza Strip on the Eve of the Disengagement Plan, 2005: � HYPERLINK "http://www.btselem.org/english/Publications/Summaries/200503_Gaza_Prison.asp" ��http://www.btselem.org/english/Publications/Summaries/200503_Gaza_Prison.asp� 


� Der Internationale Gerichtshof hat in einem Gutachten am 9. Juli 2004 den Bau der Mauer in den besetzten Gebieten als völkerrechtswidrig erklärt. � HYPERLINK "http://www.icj-cij.org/icjwww/idocket/imwp/imwp_advisory_opinion/imwp_advisory_opinion_20040709.htm" �ADVISORY OPINION OF 9 JULY 2004�: � HYPERLINK "http://www.icj-cij.org/icjwww/idocket/imwp/imwp_advisory_opinion/" ��http://www.icj-cij.org/icjwww/idocket/imwp/imwp_advisory_opinion/�


� AIPAC, Source Material: � HYPERLINK "http://aipac.org/sourcemat.html" ��http://aipac.org/sourcemat.html� 


� � HYPERLINK "http://www.gp.org/press/pr_2005_11_28.shtml" ��US Green party calls for boycott and divestment against Israel, 28.11.2005�: � HYPERLINK "http://stopthewall.org/worldwideactivism/1053.shtml" ��http://stopthewall.org/worldwideactivism/1053.shtml�


� Eine Teilübersicht über Sanktions- und Boykottaufrufe ist abrufbar unter: �HYPERLINK "http://www.divestmentproject.org/divestment_campaigns.shtml" \l "community"��http://www.divestmentproject.org/divestment_campaigns.shtml#community� 


� Refuser Solidarity Network: �HYPERLINK "http://www.refusersolidarity.net/"��http://www.refusersolidarity.net/�


� EU-MEDITERRANEAN Partnership: �HYPERLINK "http://europa.eu.int/comm/external_relations/euromed/meda.htm"��http://europa.eu.int/comm/external_relations/euromed/meda.htm� und �HYPERLINK "http://europa.eu.int/comm/external_relations/gaza/news/ip03_607.htm"��http://europa.eu.int/comm/external_relations/gaza/news/ip03_607.htm� 


� Zukunftsfonds-Gesetz, BGBl. I Nr. 146/2005, 2005-12-19:�HYPERLINK "http://ris1.bka.gv.at/authentic/findbgbl.aspx?name=entwurf&format=pdf&docid=XXII_DOKV_2602"�� http://ris1.bka.gv.at/authentic/findbgbl.aspx?name=entwurf&format=pdf&docid=XXII_DOKV_2602 �





